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Aktenzeichen: 7 KLs 151 Js 4111/2013 WA 
 
 
 
In der Strafsache 
 
 
gegen 
 
 
M o l l a t h  Gustl Ferdinand 
 
 
 
 
 
 
lehnt mein Mandant den Richter am Landgericht wegen Besorgnis der Befan-
genheit ab. 
 
 
Dem liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 
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1. Am 23.11.2011 wandte sich der Zahnarzt Edward Braun an die Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth mit folgendem Anliegen: 
 
 

„Sehr geehrte Damen und Herren der Staatsanwaltschaft, 
bitte veranlassen Sie unverzüglich im Fall Gustl Mollath ein Wiederaufnahme-
verfahren. (…) 
Sie können aus der Anlage 1, 2 und 3 entnehmen, dass neue Gesichtspunkte 
aufgetreten sind. 
Bitte informieren Sie mich über Ihre Entscheidung. 
Mit freundlichen Grüßen!“ (Bl. 646 d.A. – meine Hervorhebungen) 

 
 
 
Dem Schreiben waren drei Anlagen beigefügt. Um der Geschlossenheit der Darstellung 
willen überreiche ich das Anschreiben sowie die Anlagen als 
 
 
  A n l a g e  1. 
 
 
 
Die Anlagen enthalten detaillierte Darstellungen über seinen Kontakt zu den Eheleuten 
Mollath. Des weiteren berichtet Edward Braun über Bekundungen der (damaligen) Petra 
Mollath, aus denen hervorgeht, dass sie an Geldtransporten in die Schweiz beteiligt gewesen 
sein soll. Er berichtet von einer Äußerung der Petra Mollath in einem mit ihm geführten 
Telefonat: 
 
 

„Wenn Gustl meine Bank und mich anzeigt, mache ich ihn fertig. Dann zeige 
ich ihn auch an, das kannst Du ihm sagen. Der ist doch irre, den lasse ich auf 
seinen Geisteszustand überprüfen, dann hänge ich ihm was an, ich weiß auch 
wie.“ 
 
 
 

Auch weist er auf einen Bericht in den „Nürnberger Nachrichten“ vom 11.11.2011 hin, in 
welchem erstmals interne Ermittlungen bei der Hypovereinsbank, die durch Anzeigen meines 
Mandanten ausgelöst wurden, erwähnt werden. 
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Die Staatsanwaltschaft nahm diese Hinweise jedoch nicht auf oder sah sich gar zu neuen 
Ermittlungen veranlasst. Stattdessen behandelte sie diese Zuschrift des Edward Braun als 
eigenständigen Wiederaufnahmeantrag zugunsten meines Mandanten, legte die Akte dem für 
Wiederaufnahmeverfahren gegen Urteile des Landgerichts Nürnberg-Fürth zuständigen 
Landgericht Regensburg vor, um sich ihm gegenüber wie folgt zu äußern: 
 
 

„Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens ist als unzulässig zu verwer-
fen. 
Der Antrag wurde nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Form gestellt. Der 
Antragsteller ist nicht antragsberechtigt (§§ 365, 296 StPO). Der Antragsteller 
wurde von dem Beschuldigten auch nicht beauftragt oder bevollmächtigt, einen 
Wiederaufnahmeantrag zu stellen. 
 
Die Antragsschrift wurde zudem nicht in der gem. § 366 Abs. 2 StPO gesetzlich 
vorgeschrieben Form abgefasst. Der Antrag kann nur mittels eines von dem 
Verteidiger oder einem Rechtsanwalt unterzeichneten Schrift oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle angebracht werden. 
Der Antragsteller trägt zudem keinen Wiederaufnahmegrund des § 359 StPO 
vor. Insbesondere sind keine neuen Tatsachen beigebracht. Die von dem An-
zeigeerstatter vorgebrachten Umstände wurden bereits im Hauptverfahren ge-
prüft und sind somit keine neuen Tatsachen.“ 

 
 
  A n l a g e  2. 
 
 
 
Auf diesen Antrag hin erging – ohne dass dem Edward Braun zuvor durch den Vorsitzenden 
der 7. Strafkammer noch Gehör zu dem Antrag der Staatsanwaltschaft gewährt worden wäre – 
ein Beschluss der 7. Strafkammer des Landgerichts Regensburg, in welchem die Behauptun-
gen zur formellen Unzulässigkeit des angeblichen Antrages wiederholt werden und des 
weiteren noch folgender Satz steht: 
 
 

Mit Schreiben vom 23.11.2011, eingegangen bei der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth am 29.11.2011, hat der Zahnarzt Edward Braun – ein Freund des 
Angeklagten – privatschriftlich ein Wiederaufnahmeverfahren im verfahrens-
gegnständlichen Fall beantragt.“ 
 
 
A n l a g e  3. 
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Dieser Satz war eine grobe Verfälschung des tatsächlichen Sachverhalts. Tatsächlich hatte 
Edward Braun bei der Staatsanwaltschaft Ermittlungen angeregt, was unschwer aus der 
Lektüre seines Schreibens vom 23.11.2011. Mit keinem Wort hatte er einen selbständigen 
Antrag auf Wiederaufnahme zugunsten meines Mandanten gestellt. 
 
 
Der RiLG hat an dieser groben Verfälschung des Sachverhalts mitgewirkt, jeden-
falls durch seine Unterschrift diese Verfälschung verantwortlich mitgetragen. 
 
 
Mein Mandant muss es nicht hinnehmen, dass Eingaben von Bürgern an die Ermittlungsbe-
hörden, durch welche diese motiviert werden sollen, zu seinen Gunsten neue Ermittlungen 
aufzunehmen, in unzulässige Wiederaufnahmeanträge umgefälscht und auf diesem Wege der 
aufklärenden Tätigkeit der Ermittlungsbehörden entzogen werden. Dass der abgelehnte 
Richter hieran mitgewirkt hat, macht ihn untauglich, über die jetzt anhängigen Wiederauf-
nahmegesuche, in welchen es zum Teil um eben denselben Sachverhalt geht, den Edward 
Braun seinerzeit gewürdigt und aufgeklärt wissen wollte, mitzuentscheiden. Mein Mandant 
hat deshalb vernünftige Gründe, den RiLG wegen Besorgnis der Befangenheit 
abzulehnen. 
 
 
Der RiLG erscheint in dem aktuellen Geschäftsverteilungsplan des LG Regens-
burg weiterhin als Mitglied der 7. Strafkammer. Sollte er inzwischen aus der Kammer ausge-
schieden sein, würde ich das Befangenheitsgesuch im Namen meines Mandanten für erledigt 
erklären. 
 
 
Zur Glaubhaftmachung beziehe ich mich auf die dienstliche Äußerung des abgelehnten 
Richters. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Rechtsanwalt 
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Zahnarzt 
Edward Braun 
Kirchstr. 22 
31812 Bad Pym10nt 
Tel. 05281 - 4776 
Fax: 05281 - 960959 

Staatsanwaltschaft Nümberg- Fürth 
Fürther Str. 110 

90429 Nümberg 

Gustl Mollath, l\laßregelvollzug 

Sehr geelJrte Damen und Herren der Staatsamvaltschaft, 

Anlage ;f 

Bad Pynl1ont, 23.11.2011 

U 5: DEZ. 20lff' 

5 t a at san VJ ~ l t sc h a f t-'l 
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.......... Akt e n .......... A n lag e n 

bitte veranlassen Sie unverzüglich im Fall Gustl Mollath ein \Viederaufnaluneverfahren. 
Die lustizministerin Frau Dr. lvferk ist ebenfalls informiert. 
Sie können aus der Anlage 1, 2 und 3 entnehmen, dass neue Gesicl::tspunkte aufgetreten sind. 

Bitte infOlTIlieren Sie mich über Ihre Entscheidung. 

Anlage 1: Nürnberger Nachrichten vom 11.11.2011 
Anlage 2: Eidesstattliche Versicherung vom 07.09.2011 
Anlage 3: Brief an die Staatsministerin Dr. Beate Merk 
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Meine Erfahrungen mit Gustl und Petra Mollath seit 1985 

1. Mein Verhältnis zum Ehepaar Mollath 

Den ersten Kontakt mit dem Ehepaar Mollath hatte ich im Sommer 1985 und zwar 
bei einem "Incontro Ferrari" in Bozen, organisiert vom deutschen Ferrari Importeur" Auto 
Expo". 
Es trafen sich dort über 1 00 Ferrari Fahrzeuge, die sich unter der Führung von Romano 
Aliioli auf dem Weg zur Relillstrecke Mugello machten. Unterbrochen \\'Urde die Anreise 
kurz vor Modena. :Mindestens 10 Ferraris prallten in eine Massenkarambolage. 
De:t: "Stern" berichtete sogar darüber, unter dem Titel" Ende einer Klassenfahrt" . 
Dieser Vorfall war der Begilll1 einer langj ährigen freundschaftlichen Verbindung, die unter 
rätselhaften Umständen ab 2004 einschlief. 

Ab :Mitte 2006 versuchte ich den Kontakt wieder zu beleben, leider erfolglos. 
Erst 2010 erreichte mich über meinen Anrufbeantworter ein Lebenszeichen von Gustl 
Mollath. Ich hatte keine Ahnung, v'leIche dramatischen Entwicklungen ihren Lauf nahmen. 
Zunächst will ich aber darstellen, wie sich die Nähe zum Ehepaar Mollath entwickelte und 
somit auch Einblicke in familiäre und berufliche Besonderheiten möglich v.'-nrden. 
Unsere gemeinsamen Interessen drehten sich um italienische Prachtautomobile der Marken 
Alfa Romeo und Ferrari, aber darüber hinaus waren auch kulturel1e Events in Südtirol, Regio 
Emilia oder in der Toskana angesagt. 
Im .l\1ittelpunkt stand natürlich die RelIDstrecke. So auch 1987 in Hockenheim, ,unter Leitung 
des Ferrari Händlers Peter Roselill1aier aus Markgröningen. Gustl und ich wurden mit 
Siegerpokalen geelui, Petra hat aus dem Pokal Sekt geschlürft. Durch diese gemeinsamen 
Veranstaltungen enhvickelte sich ein~ Velirautheit, die in den folgenden Jalu'en V'luchs. 

1988 erklärten sich Petra und Gustl bereit, mir bei der Vorbereitung der "Ferrari Days" am 
Nürburgring zu helfen. 
Eine Woche vor der Veranstaltungen (13.08.1988) haben Petra und Gustl mir geholfen, mein 
Rennauto auf den Wettbewerb vorzubreiten. 
Dass ausgereclmet die bisher größte Ferrari Veranstaltung alle'r Zeiten mit dem Tod von Enzo 
Ferrari eridete (14.08.l988}hafun~; damals sehr beiiihrt, · . . -
Von 1988 bis 1990 erlebten \vir gemeinsame Veranstaltung mit Uwe Meißner, Ferrari 
Spezialist am Nürburgring und mit "Solo Ferrari" am Salzburgring. Petra Mollath fühlte sich 
in diesem Umfeld sehr \~7obl. Bei gemeinsamen Abendveranstaltungen wurden auch bisweilen 
bemfliche Probleme Petras erörtert. 
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II. 

1. Das Landgericht Regensburg ist zur Entscheidung über den Wiederaufnahmeantrag vom 

23.11.2011 zuständig (§ 140a Abs. 2 GVG i.V.m. Ziffer 1.2 des Beschlusses des OLG 

N-ürnberg vom 08.12 .2010) . 

2. Der Antrag des Verurteilten auf Wiederaufnahme des Verfahrens \var als unzulässig zu -

verwerfen (§ 368 Abs. 1 StPO). 

a) Der Antragsteller ist nicht antragsberechtigt (§§ 365 StPO). Antragsberechtigt sind lediglich 

der Angeklagte selbst und die Staatsanwaltschaft (§ 296 StPO), der Ve11eidiger (§ 297 StPO) 

sowie der gesetzliche Vertreter des Angeklagten (§ 298 StPO). 

b) Der Antrag entspricht auch nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form ·des § 366 Abs. 2 

StPO: Er ist weder mittels einer vom Ve11eidiger oder von einem Rechtsanwalt unterzeichneten 

Sc1u'ift noch zu Protokoll der Geschäftsstelle angebracht worden. 

III. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 473 Abs. 6 Nr. 1 i.V.m. Abs. 1 StPO. 
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